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Gesetzentwurf 
 
der Fraktion DIE LINKE 
 
 
 
Gesetz zur Abschaffung der Hochschulräte 
 
 
 
 
A Problem  
 
Durch das „Hochschulfreiheitsgesetz“ der schwarz-gelben Landesregierung im Jahre 2007 
wurden mit einem Schlag die akademische Selbstverwaltung erschüttert und eingerissen.  
Die Kompetenzen zur Wahl des Rektorats/Präsidiums und zur Hochschulentwicklung wurden 
dem Senat entzogen und an den neu konstruierten Hochschulrat übertragen. Dieser Hoch-
schulrat wurde durch eine sogenannte Findungskommission aus Senatsmitgliedern (die zum 
überwiegenden Teil aus Mitgliedern der Statusgruppe Professor/innen und Abgesandten des 
Ministerium für Innovation, Forschung und Wissenschaft mit doppelter Stimme besteht) beru-
fen und konnte - nichtöffentlich und ohne Beteiligung der anderen Statusgruppen und Hoch-
schulmitglieder - seine Entscheidungen treffen. Dem Hochschulrat kam damit eine zentrale 
Position in der Steuerung der Hochschule zu. 
Hochschulen funktionieren nicht nach ausschließlich betriebswirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten; Hochschulen sind keine Unternehmen. Aber nach dem mit dem „Hochschulfreiheitsge-
setz“ erfolgten Umbau in Körperschaften des öffentlichen Rechtes stehen nun ausschließlich 
Mittelgenerierung und haushalterische Führung im Mittelpunkt der Hochschulleitungen statt 
wissenschaftliches Erkenntnisinteresse. Diese Unternehmensorientierung ist für Hochschu-
len und die Erfüllung gesellschaftlicher Aufgaben wie Forschung und Lehre völlig wesens-
fremd und kontraproduktiv, ja sie ist wissenschaftsfeindlich.  
Die Hochschulräte haben seit ihrer Einführung immer wieder zu Konflikten an den Hochschu-
len geführt, die zuweilen sogar gerichtlich ausgefochten wurden. So erklärte das Oberverwal-
tungsgericht Münster am 28.10.2010 die Wahl des Hochschulrates an der Universität Müns-
ter für nichtig, da das Wahlverfahren intransparent und nicht öffentlich behandelt wurde. 
Auch wurde oftmals ein organisatorisches Dilemma durch das neugeschaffene Gremium 
offenbar, wenn Senate Entscheidungen des Hochschulrats nicht bestätigten. Des Weiteren 
kam es zu zweifelhaften Zusammensetzungen dieses Gremiums, die jeglichen Grundsätzen 
von Mitbestimmung der Statusgruppen an den Hochschulen widersprachen. Exemplarisch 
sei hier nur der Hochschulrat der Universität Münster genannt.  
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Die Voraussetzung für die Mitgliedschaft im Hochschulrat sei, so die Aussage des ehemali-
gen Ministers Pinkwart, dass die zu bestellenden Persönlichkeiten in verantwortungsvollen 
Positionen in der Gesellschaft, insbesondere der Wissenschaft, Kultur oder Wirtschaft, tätig 
sind oder waren und aufgrund ihrer hervorragenden Kenntnisse und Erfahrungen einen Bei-
trag zur Erreichung der Ziele und Aufgaben der Hochschule leisten können. In den meisten 
Fällen sind aber ausschließlich Personen aus dem Bereich der Wirtschaft mit Sitzen in 
Hochschulräten bedacht worden. So liegt der Anteil der Wirtschaftsvertreter/innen unter den 
Hochschulratsvorsitzenden bei 47 Prozent; von diesen sind wiederum 80 Prozent Aufsichts-
rats- oder Vorstandsmitglieder. Gleichzeitig sind Studierende, der akademische „Mittelbau“ 
und nichtwissenschaftliche Angestellte nur zu jeweils zwischen 9 und 14 % (als interne Mit-
glieder) vertreten.  
 
 
B Lösung  
 
Die Übertragung der Aufgaben des wegfallenden Hochschulrates auf den Senat in Form der 
Änderung der gesetzlichen Bestimmungen und Streichung aller Gesetzesbestimmungen, in 
denen der Hochschulrat erwähnt wird. 
 
 
C Alternativen  
 
Keine 
 
 
D Kosten 
 
Keine 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzes-
bestimmungen 
 

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG) 
 
Das Gesetz über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hoch-
schulgesetz – HG) vom 31.Oktober 2006 
(GV. NRW. S.474) wird wie folgt geän-
dert: 
 

 Gesetz über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hoch-
schulgesetz – HG) 
 

Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:  
 
Die Angabe zu § 21 wird wie folgt ge-
fasst: 
 
„§ 21 (weggefallen)“ 
 
 

 Inhaltsübersicht 
 
 
 
 
 
§ 21 Hochschulrat 
 

§ 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 2 
Rechtsstellung 
 
(1) Die Hochschulen nach § 1 Abs. 2 
sind vom Land getragene, rechtsfähige 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. 
Durch Gesetz können sie auch in ande-
rer Rechtsform errichtet oder in eine an-
dere Rechtsform umgewandelt oder in 
die Trägerschaft einer Stiftung überführt 
werden. Sie haben das Recht der 
Selbstverwaltung im Rahmen der Geset-
ze (Artikel 16 Abs. 1 der Verfassung für 
das Land Nordrhein-Westfalen). 
 
(2) Die Hochschulen nehmen die ihnen 
obliegenden Aufgaben als Selbstverwal-
tungsangelegenheiten wahr. Soweit die-
ses Gesetz nichts anderes zulässt, erle-
digen sie ihre Aufgaben in Forschung, 
Entwicklung und Kunst, Lehre und Studi-
um in öffentlich-rechtlicher Weise. 
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In § 2 Absatz 6 Satz 4 werden die Worte 
„mit der Maßgabe entsprechend, dass an 
die Stelle des Hochschulrates nach § 16 
Abs. 4 Satz 3 der Stiftungsrat tritt“ durch 
das Wort „entsprechend“ ersetzt. 
 

 
(3) Das Personal steht im Dienst der je-
weiligen Hochschule. Die Hochschulen 
besitzen das Recht, Beamte zu haben. 
Das Land stellt nach Maßgabe des Lan-
deshaushalts die Mittel zur Durchführung 
der Aufgaben der Hochschulen bereit. 
 
(4) Die Hochschulen erlassen die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Ordnungen sowie nach Maßgabe dieses 
Gesetzes und ausschließlich zur Rege-
lung der dort bestimmten Fälle ihre 
Grundordnung. Alle Ordnungen sowie zu 
veröffentlichenden Beschlüsse gibt die 
Hochschule in einem Verkündungsblatt 
bekannt, dessen Erscheinungsweise in 
der Grundordnung festzulegen ist. Dort 
regelt sie auch das Verfahren und den 
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Ord-
nungen. Prüfungsordnungen sind vor 
ihrer Veröffentlichung vom Präsidium auf 
ihre Rechtmäßigkeit einschließlich ihrer 
Vereinbarkeit mit dem Hochschulentwick-
lungsplan zu überprüfen. 
 
(5) Die Hochschulen können sich in ihrer 
Grundordnung eigene Namen geben und 
Wappen und Siegel führen. Soweit die 
Gefahr einer Verwechslung mit der Be-
zeichnung einer Universität nicht gege-
ben ist, können die Fachhochschulen 
zudem eine Bezeichnung führen, die 
anstelle des Begriffs „Fachhochschule“ 
den Begriff „Hochschule“ enthält und 
dieser oder ihrer gesetzlichen Bezeich-
nung nach § 1 Abs. 2 Satz 2 die Be-
zeichnung „Hochschule für angewandte 
Wissenschaften“ oder dieser Bezeich-
nung den Namen ihres Sitzes hinzufü-
gen; zudem können sie im internationa-
len Verkehr diese Bezeichnungen in ei-
ner fremdsprachigen Übersetzung füh-
ren. Hochschulen ohne eigene Wappen 
und Siegel führen das Landeswappen 
und das kleine Landessiegel. 
 
(6) Die Hochschulen sind berechtigt, zur 
Förderung von Forschung und Lehre, der 
Kunst, des Wissenstransfer sowie der 
Verwertung von Forschungsergebnissen 
Stiftungen des öffentlichen Rechts mit 
eigener Rechtspersönlichkeit durch Ord-
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nung zu errichten, soweit zum Erreichen 
dieser Zwecke eine unternehmerische 
Hochschultätigkeit nach § 5 Abs. 7 wirt-
schaftlich nicht in Betracht kommt. In der 
Stiftung muss die Hochschule einen be-
herrschenden Einfluss besitzen. In der 
Ordnung sind insbesondere Regelungen 
zu treffen über 
 
1. den Zweck der Stiftung, 
 
2. ihr Vermögen, 
 
3. ihre Organe, insbesondere über den 

Stiftungsvorstand und den Stiftungs-
rat, der die Rechtmäßigkeit und Wirt-
schaftlichkeit der Führung der Stif-
tungsgeschäfte durch den Stiftungs-
vorstand überwacht. 

 
Für die Stiftung gelten hinsichtlich der 
Hinwirkungsbefugnis des Präsidiums § 
16 Abs. 3 Satz 1 entsprechend sowie 
hinsichtlich der Befugnisse des Präsidi-
ums § 16 Abs. 3, 4 und 5 Sätze 1 bis 3 
mit der Maßgabe entsprechend, dass an 
die Stelle des Hochschulrates nach § 16 
Abs. 4 Satz 3 der Stiftungsrat tritt. Die 
Ordnung kann eine weitergehende Auf-
sicht des Präsidiums vorsehen. Die Stif-
tung untersteht der Rechtsaufsicht des 
Ministeriums; § 76 Abs. 2 bis 6 gelten 
entsprechend. § 5 Abs. 7 Satz 4 gilt für 
die Stiftung entsprechend. Das Ministeri-
um kann Verwaltungsvorschriften zur 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Stiftung erlassen. 
 

§ 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 §  5 
Finanzierung und Wirtschaftsführung 
 
(1) Die staatliche Finanzierung der 
Hochschulen orientiert sich an ihren Auf-
gaben, den vereinbarten Zielen und den 
erbrachten Leistungen. 
 
(2) Die Mittel im Sinne des § 2 Abs. 3 
Satz 3 werden in Form von Zuschüssen 
für den laufenden Betrieb und für Investi-
tionen zur Verfügung gestellt. Die haus-
haltsrechtliche Behandlung dieser Zu-
schüsse und des Körperschaftsvermö-
gens richtet sich ausschließlich nach 
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In § 5 Absatz 4 Satz 3 wird das Wort 
„Hochschulrat“ durch das Wort „Senat“ 
ersetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

dem Hochschulgesetz und den aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Vorschrif-
ten. Die Hochschulen führen ihren Haus-
halt auf der Grundlage eines ganzheitli-
chen Controllings, das die Kosten- und 
Leistungsrechnung, eine Kennzahlsteue-
rung und ein Berichtswesen umfasst. Sie 
haben ihre Wirtschaftsführung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass die stetige 
Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. 
Bei ihrer Wirtschaftsführung berücksich-
tigen sie den Grundsatz der wirtschaftli-
chen und effektiven Verwendung ihrer 
Mittel. 
 
(3) Die Zuschüsse nach Absatz 2 fallen 
in das Vermögen der Hochschule, zu 
dem auch die Erträge sowie das Vermö-
gen der rechtlich unselbständigen Stif-
tungen gehören. 
 
(4) Nach Ablauf des Haushaltsjahres ist 
ein Jahresabschluss zu erstellen. Seine 
Prüfung erfolgt nach Maßgabe der 
Grundordnung der Hochschule. Der 
Hochschulrat erteilt die Entlastung. 
 
(5) Die Aufnahme von Krediten zur De-
ckung der Ausgaben ist nur dann zuläs-
sig, wenn die Hochschule in Wirtschafts-
führung und Rechnungswesen kaufmän-
nischen Grundsätzen folgt und ein tes-
tierter Jahresabschluss vorliegt. Die Kre-
dite dürfen insgesamt den vom Ministeri-
um im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium festgelegten Kreditrahmen 
nicht überschreiten. Aus Kreditgeschäf-
ten der Hochschule kann das Land nicht 
verpflichtet werden. Sätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend für die Übernahme von 
Bürgschaften und Garantien. 
 
(6) Das Ministerium bestellt im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium im 
Falle der eingetretenen oder drohenden 
Zahlungsunfähigkeit der Hochschule eine 
staatliche Beauftragte oder einen staatli-
chen Beauftragten oder mehrere staatli-
che Beauftragte, die die Befugnisse der 
Gremien, einzelner Mitglieder von Gre-
mien oder von Funktionsträgerinnen oder 
Funktionsträgern der Hochschule an de-
ren Stelle ausüben; das Gleiche gilt im 
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Falle der eingetretenen Zahlungsunfä-
higkeit auf Antrag eines Gläubigers. Der 
Hochschule steht hinsichtlich der Bestel-
lung ein Anhörungsrecht zu. Das Ministe-
rium kann im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium der Hochschule im 
Falle ihrer drohenden oder eingetretenen 
Zahlungsunfähigkeit als verbindlichen 
Rahmen für ihre Wirtschaftsführung auch 
ein Haushaltssicherungskonzept vorge-
ben, welches dem Ziel dient, im Rahmen 
einer geordneten Haushaltswirtschaft die 
künftige, dauerhafte Leistungsfähigkeit 
der Hochschule zu erreichen; im Falle 
einer derartigen Vorgabe kann auf die 
Bestellung nach Satz 1 verzichtet wer-
den. Wird die Hochschule zahlungsunfä-
hig, haftet das Land für die Forderungen 
der Beamtinnen und Beamten aus Be-
soldung, Versorgung und sonstigen Leis-
tungen, die die Hochschule ihren Beam-
tinnen und Beamten zu erbringen hat. 
Das Gleiche gilt hinsichtlich der Lohn-, 
Gehalts- oder Vergütungsforderungen 
der Personen, die am 1. Januar 2007 an 
der Hochschule beschäftigt sind oder 
ausgebildet werden. Soweit das Land 
Forderungen im Sinne der Sätze 4 und 5 
befriedigt, gehen sie auf das Land über. 
Die Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 
3 werden durch die Haftung nach den 
Sätzen 4 und 5 nicht ausgeschlossen. 
Wird die Hochschule zahlungsunfähig, 
stellt das Land zudem sicher, dass ihre 
Studierenden ihr Studium beenden kön-
nen. 
 
(7) Die Hochschulen dürfen ungeachtet 
der Rechtsform wirtschaftliche Unter-
nehmen nur errichten, übernehmen, we-
sentlich erweitern oder sich daran betei-
ligen (unternehmerische Hochschultätig-
keit), wenn 
 
1. Zwecke von Forschung und Lehre, 

des Wissenstransfer, der Verwertung 
von Forschungsergebnissen oder 
sonstige Zwecke im Umfeld der Auf-
gaben nach § 3 dies rechtfertigen, 

2. das Unternehmen nach Art und Um-
fang in einem angemessenen Ver-
hältnis zur Leistungsfähigkeit der 
Hochschule und zum voraussichtli-
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chen Bedarf steht, 
3. die Hochschule einen angemessenen 

Einfluss in den Organen des Unter-
nehmens erhält und 

4. die Einlage aus freien Rücklagen der 
Hochschule erfolgt und die Einlage-
verpflichtung und die Haftung der 
Hochschule auf einen bestimmten und 
ihrer Leistungsfähigkeit angemesse-
nen Betrag begrenzt werden. 

 
Eine unternehmerische Hochschultätig-
keit für sonstige Zwecke im Umfeld der 
Aufgaben nach § 3 ist darüber hinaus 
nur zulässig, wenn dieser Zweck durch 
andere Unternehmen nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich erfüllt werden kann. 
Die unternehmerische Hochschultätigkeit 
muss darauf gerichtet sein, dass der 
Zweck nach Satz 1 Nr. 1 erfüllt wird. Die 
haushaltsrechtliche Behandlung der un-
ternehmerischen Hochschultätigkeit rich-
tet sich ausschließlich nach dem Hoch-
schulgesetz und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften; Ab-
satz 9 Satz 3 gilt entsprechend. Gehört 
der Hochschule oder dieser zusammen 
mit einer oder mehreren juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts die Mehr-
heit der Anteile, werden der Jahresab-
schluss, der Lagebericht und die Wirt-
schaftsführung von einer Wirtschaftsprü-
ferin oder einem Wirtschaftsprüfer ge-
prüft. Die Prüfung erfolgt auch nach den 
für die Beteiligung der Gebietskörper-
schaften an privatrechtlichen Unterneh-
men geltenden besonderen Prüfungsbe-
stimmungen des § 53 Abs. 1 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes. 
 
(8) Bei der Verteilung der Einnahmen 
aus den Studienbeiträgen können die 
Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe 
der Studierenden im Senat hinsichtlich 
der Verteilung der Einnahmen durch das 
Präsidium und die Vertreterinnen und 
Vertreter der Gruppe der Studierenden 
im Fachbereichsrat hinsichtlich der Ver-
teilung des dem Fachbereich zugewie-
senen Anteils der Einnahmen durch die 
Dekanin oder den Dekan Empfehlungen 
und Stellungnahmen abgeben. 
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(9) Das Ministerium regelt durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium das Nähere zur haus-
haltrechtlichen Behandlung der staatli-
chen Zuschüsse und des Hochschulver-
mögens, zur Aufnahme von Krediten, der 
Übernahme von Bürgschaften und Ga-
rantien sowie für den Fall der drohenden 
oder eingetretenen Zahlungsunfähigkeit. 
Im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium erlässt das Ministerium Verwal-
tungsvorschriften zur Wirtschaftsführung 
und zum Rechnungswesen, zum Nach-
weis der sachgerechten Verwendung der 
Mittel sowie zum Jahresabschluss. Der 
Landesrechnungshof prüft die Wirt-
schaftsführung. 
 

§ 6 wird wie folgt geändert: 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 6  
Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
 
(1) Zur Steuerung des Hochschulwesens 
entwickelt das Land strategische Ziele 
und kommt damit seiner Verantwortung 
für ein angemessenes Angebot an Hoch-
schulleistungen nach. Auf der Grundlage 
dieser strategischen Ziele werden die 
hochschulübergreifenden Aufgabenver-
teilungen und Schwerpunktsetzungen 
und die hochschulindividuelle Profilbil-
dung abgestimmt. Die Hochschulen ge-
währleisten gemeinsam mit der Landes-
regierung eine Lehrerausbildung, die die 
Bedürfnisse der Schulen berücksichtigt. 
 
(2) Das Ministerium schließt mit jeder 
Hochschule Vereinbarungen für mehrere 
Jahre über strategische Entwicklungszie-
le sowie konkrete Leistungsziele. Die 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen bein-
halten auch Festlegungen über die Fi-
nanzierung der Hochschulen nach Maß-
gabe des Haushalts; insbesondere kann 
ein Teil des Landeszuschusses an die 
Hochschulen nach Maßgabe der Zieler-
reichung zur Verfügung gestellt werden. 
Der Abschluss der Vereinbarung unter-
liegt seitens des Ministeriums den haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen. 
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In § 6 Absatz 3 werden die Worte „und 
im Benehmen mit dem Hochschulrat“ 
gestrichen. 
 

 
(3) Wenn und soweit eine Ziel- und Leis-
tungsvereinbarung nicht zustande 
kommt, kann das Ministerium nach An-
hörung der Hochschule und im Beneh-
men mit dem Hochschulrat Zielvorgaben 
zu den von der Hochschule zu erbrin-
genden Leistungen festlegen, sofern dies 
zur Sicherstellung der Landesverantwor-
tung, insbesondere eines angemessenen 
Studienangebotes erforderlich ist. 
 

§ 9 wird wie folgt geändert: 
 
 
In § 9 Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„und des Hochschulrates“ gestrichen. 
 

 § 9 
Mitglieder und Angehörige 
 
(1) Mitglieder der Hochschule sind die 
Mitglieder des Präsidiums und des 
Hochschulrates, die Dekaninnen oder die 
Dekane, das an ihr nicht nur vorüberge-
hend oder gastweise hauptberuflich täti-
ge Hochschulpersonal, die Doktorandin-
nen und Doktoranden und die einge-
schriebenen Studierenden. 
 
(2) Einer Person, die die Einstellungsvo-
raussetzungen einer Professorin oder 
eines Professors nach § 36 erfüllt, kann 
die Hochschule die mitgliedschaftliche 
Rechtsstellung einer Professorin oder 
eines Professors einräumen, wenn sie 
Aufgaben der Hochschule in Forschung 
und Lehre selbständig wahrnimmt. Ist 
diese Person außerhalb der Hochschule 
tätig, wird hierdurch kein Dienstverhältnis 
begründet. 
 
(3) Professorenvertreterinnen oder Pro-
fessorenvertreter (§ 39 Abs. 2) und Pro-
fessorinnen oder Professoren, die an der 
Hochschule Lehrveranstaltungen mit 
einem Anteil ihrer Lehrverpflichtungen 
gemäß § 35 Abs. 2 Satz 4 abhalten, 
nehmen die mit der Aufgabe verbunde-
nen Rechte und Pflichten eines Mitglieds 
wahr. Sie nehmen an Wahlen nicht teil. 
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(4) Ohne Mitglieder zu sein, gehören der 
Hochschule die nebenberuflichen Pro-
fessorinnen und Professoren, die ent-
pflichteten oder in den Ruhestand ver-
setzten Professorinnen und Professoren, 
die außerplanmäßigen Professorinnen 
und Professoren, die Honorarprofesso-
rinnen und Honorarprofessoren, die ne-
benberuflich, vorübergehend oder gast-
weise an der Hochschule Tätigen, die 
Privatdozentinnen und Privatdozenten 
und wissenschaftlichen Hilfskräfte, sofern 
sie nicht Mitglieder nach den Absätzen 1 
oder 2 sind, die Ehrenbürgerinnen und 
Ehrenbürger, Ehrensenatorinnen und 
Ehrensenatoren sowie die Zweithörerin-
nen und Zweithörer und Gasthörerinnen 
und Gasthörer an. Sie nehmen an Wah-
len nicht teil. Die Grundordnung kann 
weitere Personen, insbesondere ehema-
lige Studierende, zu Angehörigen be-
stimmen. 
 

§ 10 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 10  
Rechte und Pflichten der Mitglieder 
und Angehörigen 
 
(1) Die Mitwirkung an der Selbstverwal-
tung der Hochschule gehört zu den 
Rechten und Pflichten der Mitglieder. Die 
Übernahme einer Funktion in der Selbst-
verwaltung kann nur aus wichtigem 
Grund abgelehnt werden. Entsprechen-
des gilt für den Rücktritt. Die Inhaberin-
nen und Inhaber von Ämtern oder Funk-
tionen in der Selbstverwaltung mit Lei-
tungsfunktion sind im Falle ihres Rück-
tritts oder nach Ablauf oder nach einer 
sonstigen Beendigung ihrer Amtszeit 
verpflichtet, ihr Amt oder ihre Funktion 
bis zur Ernennung oder Bestellung einer 
Nachfolgerin oder eines Nachfolgers 
weiterzuführen, es sei denn, das Gremi-
um, welches sie oder ihn gewählt hat, 
bittet darum, von der Weiterführung ab-
zusehen. Die Tätigkeit in der Selbstver-
waltung ist ehrenamtlich, soweit nicht 
gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 
Während einer Beurlaubung für mehr als 
sechs Monate ruhen die Mitgliedschafts-
rechte und -pflichten. Bei der Beurlau-
bung von Professorinnen und Professo-
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In § 10 Absatz 2 wird Satz 4 („Mitglieder 
des Hochschulrates können nicht Mit-
glieder des Präsidiums, des Senats oder 
des Fachbereichsrates sein oder die 
Funktion der Dekanin oder des Dekans 
wahrnehmen.“) gestrichen. 
 

ren für die Tätigkeit an außerhalb der 
Hochschule stehenden Forschungsein-
richtungen bleiben deren Mitgliedschafts-
rechte mit Ausnahme des Wahlrechts 
bestehen. 
 
(2) Die Mitglieder der Hochschule dürfen 
wegen ihrer Tätigkeit in der Selbstverwal-
tung nicht benachteiligt werden. Die ge-
wählten Mitglieder sind als solche an 
Weisungen nicht gebunden. Mitglieder 
der Hochschule, die Aufgaben der Per-
sonalvertretung wahrnehmen, können 
nicht die Funktion der Gleichstellungsbe-
auftragten wahrnehmen; im Senat oder 
im Fachbereichsrat haben sie in Perso-
nalangelegenheiten kein Stimmrecht. 
Mitglieder des Hochschulrates können 
nicht Mitglieder des Präsidiums, des Se-
nats oder des Fachbereichsrates sein 
oder die Funktion der Dekanin oder des 
Dekans wahrnehmen. Mitglieder des 
Präsidiums können nicht die Funktion der 
Dekanin oder des Dekans wahrnehmen. 
 
(3) Die Mitglieder der Hochschule sind 
zur Verschwiegenheit in Angelegenhei-
ten verpflichtet, die ihnen als Trägerin 
oder Träger eines Amtes oder einer 
Funktion bekannt geworden sind und 
deren Vertraulichkeit sich aus Rechts-
vorschriften, auf Grund besonderer Be-
schlussfassung des zuständigen Gremi-
ums oder aus der Natur des Gegenstan-
des ergibt. 
 
(4) Die Rechte und Pflichten der Angehö-
rigen der Hochschule regelt die Hoch-
schule. Die Grundordnung kann bestim-
men, dass sich Hochschulmitglieder der 
Gruppen nach § 11 Abs. 1 zur Wahr-
nehmung ihrer Angelegenheiten zusam-
menschließen und Sprecherinnen oder 
Sprecher wählen. 
 
(5) Verletzen Mitglieder oder Angehörige 
der Hochschule ihre Pflichten nach den 
Absätzen 3 oder 4, kann die Hochschule 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Ordnung treffen. Das Nähere regelt die 
Hochschule durch eine Ordnung. 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/2356 

 
 

13 

 
§ 14 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 14 Absatz 1 wird Nummer 3 („der 
Hochschulrat“) gestrichen. Aus Nummer 
4 (“der Senat“) wird Nummer 3. 
 

 § 14  
Zentrale Organe 
 
(1) Zentrale Organe der Hochschule sind 
 
1. das Präsidium, 
 
2. die Präsidentin oder der Präsident, 
 
3. der Hochschulrat, 
 
4. der Senat. 
 
(2) Sofern die Grundordnung bestimmt, 
dass die Hochschule an Stelle des Prä-
sidiums von einem Rektorat geleitet wird, 
gelten die in diesem Gesetz getroffenen 
Bestimmungen über die Präsidentin oder 
den Präsidenten für die Rektorin oder 
den Rektor, über das Präsidium für das 
Rektorat, über die Vizepräsidentin oder 
den Vizepräsidenten für den Bereich der 
Wirtschafts- und Personalverwaltung für 
die Kanzlerin oder den Kanzler und über 
die sonstigen Vizepräsidentinnen und 
Vizepräsidenten für die Prorektorinnen 
und Prorektoren entsprechend. 
 

§ 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 15 Absatz 1 Nummer 2 wird das 
Wort „Hochschulrat“ durch das Wort „Se-
nat“ ersetzt. 
 

 § 15  
Präsidium 
 
(1) Dem Präsidium gehören an 

 
1. hauptberuflich die Präsidentin oder 

der Präsident als Vorsitzende oder 
Vorsitzender, die Vizepräsidentin oder 
der Vizepräsident für den Bereich der 
Wirtschafts- und Personalverwaltung 
und nach Maßgabe der Grundord-
nung weitere Vizepräsidentinnen oder 
Vizepräsidenten sowie 

 
2. nichthauptberuflich die sonstigen Vi-

zepräsidentinnen oder Vizepräsiden-
ten, deren Anzahl der Hochschulrat 
bestimmt. 

 
(2) Die Grundordnung kann vorsehen, 
 
1. dass die Präsidentin oder der Präsi-

dent unbeschadet des § 19 die Richt-
linien für die Erledigung der Aufgaben 
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des Präsidiums festlegen kann, 
 
2. dass das Präsidium auf Vorschlag der 

Präsidentin oder des Präsidenten eine 
ständige Vertretung und feste Ge-
schäftsbereiche für seine Mitglieder 
bestimmen kann, in denen sie die Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung in 
eigener Zuständigkeit erledigen, 

 
3. dass Beschlüsse des Präsidiums nicht 

gegen die Stimme der Präsidentin o-
der des Präsidenten gefasst werden 
können. 

 
§ 16 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
In § 16 Absatz 1 Satz 7 („Es bereitet die 
Sitzungen des Senats vor und führt des-
sen Beschlüsse und die Beschlüsse des 
Hochschulrates aus.“) werden die Worte 
„und die Beschlüsse des Hochschulrates 
aus“ gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 16  
Aufgaben und Befugnisse des Präsi-
diums 
 
(1) Das Präsidium leitet die Hochschule. 
In Ausübung dieser Aufgabe obliegen 
ihm alle Angelegenheiten und Entschei-
dungen der Hochschule, für die in die-
sem Gesetz nicht ausdrücklich eine an-
dere Zuständigkeit festgelegt ist. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
Präsidentin oder des Präsidenten den 
Ausschlag. Das Präsidium entscheidet in 
Zweifelsfällen über die Zuständigkeit der 
Gremien, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger. Das Präsidium entwirft 
unter Berücksichtigung der Entwick-
lungspläne der Fachbereiche den Hoch-
schulentwicklungsplan einschließlich des 
Studienangebots, der Forschungs-
schwerpunkte sowie der Hochschulorga-
nisation als verbindlichen Rahmen für die 
Entscheidungen der übrigen Gremien, 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträ-
ger. Es ist für die Durchführung der Eva-
luation nach § 7 Abs. 2 und 3 und für die 
Ausführung des Hochschulentwicklungs-
plans verantwortlich. Es ist im Benehmen 
mit dem Senat für den Abschluss von 
Zielvereinbarungen gemäß § 6 Abs. 2 
zuständig. Es bereitet die Sitzungen des 
Senats vor und führt dessen Beschlüsse 
und die Beschlüsse des Hochschulrates 
aus. 
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§ 16 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„Das Präsidium ist dem Senat gegenüber 
auskunftspflichtig und hinsichtlich der 
Ausführung von Beschlüssen des Senats 
diesem gegenüber rechenschaftspflich-
tig.“ 
 
 
 
 
§ 16 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 
 
 
 
 
 
„Das Präsidium erstattet dem Senat jähr-
lich Rechenschaftsbericht über die Erfül-
lung der Aufgaben der Hochschule.“ 
 
 
 
 
In § 16 Absatz 4 Satz 1 werden die Wor-
te „mit Ausnahme des Hochschulrates“ 
gestrichen. 
 
 
 
 
 
§ 16 Absatz 4 Satz 3 wird gestrichen. 
In § 16 Absatz 4 Satz 4 werden die Wor-
te „auch nach Beteiligung des Hoch-
schulrates“ gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
(2) Das Präsidium ist dem Hochschulrat 
und dem Senat gegenüber auskunfts-
pflichtig und hinsichtlich der Ausführung 
von Beschlüssen des Hochschulrats und 
des Senats diesen Gremien jeweils re-
chenschaftspflichtig. 
 
 
 
 
 
(3) Das Präsidium wirkt darauf hin, dass 
die übrigen Organe, Gremien, Funktions-
trägerinnen und Funktionsträger ihre 
Aufgaben wahrnehmen und die Mitglie-
der und die Angehörigen der Hochschule 
ihre Pflichten erfüllen. Es legt dem Hoch-
schulrat jährlich Rechenschaft über die 
Erfüllung der Aufgaben der Hochschule 
ab; dem Senat erstattet es einen jährli-
chen Bericht. Der Rechenschaftsbericht 
wird veröffentlicht. 
 
(4) Hält das Präsidium Beschlüsse, 
Maßnahmen oder Unterlassungen der 
übrigen Organe, Gremien, Funktionsträ-
gerinnen und Funktionsträger mit Aus-
nahme des Hochschulrates für rechts-
widrig oder nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit für nicht vertretbar, hat 
es diese zu beanstanden und auf Abhilfe 
zu dringen. Die Beanstandung hat auf-
schiebende Wirkung. Wird keine Abhilfe 
geschaffen, ist der Hochschulrat zu be-
teiligen. Lässt sich auch nach Beteiligung 
des Hochschulrates keine Lösung finden, 
hat das Präsidium das Ministerium zu 
unterrichten. 
 
(5) Die übrigen Organe, Gremien, Funk-
tionsträgerinnen und Funktionsträger 
haben dem Präsidium Auskunft zu ertei-
len. Die Mitglieder des Präsidiums kön-
nen an allen Sitzungen der übrigen Or-
gane und Gremien mit beratender Stim-
me teilnehmen und sich jederzeit über 
deren Arbeit unterrichten; im Einzelfall 
können sie sich dabei durch vom Präsi-
dium benannte Mitglieder der Hochschu-
le vertreten lassen. Das Präsidium kann 
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In § 16 Absatz 5 Satz wird Satz 5 („Die 
Sätze 1 bis 3 finden hinsichtlich des 
Hochschulrates keine Anwendung.“) ge-
strichen. 
 

von allen übrigen Organen, Gremien, 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträ-
gern verlangen, dass sie innerhalb einer 
angemessenen Frist über bestimmte 
Angelegenheiten im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit beraten und entscheiden. 
Das Präsidium gibt den Vertreterinnen 
oder Vertretern der Gruppe der Studie-
renden im Senat einmal im Semester 
Gelegenheit zur Information und Bera-
tung in Angelegenheiten des Studiums. 
Die Sätze 1 bis 3 finden hinsichtlich des 
Hochschulrates keine Anwendung. 
 

§ 17 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

In § 17 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„Hochschulrat“ durch das Wort „Senat“ 
ersetzt. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 17 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:  
 
Die nichthauptberuflichen Vizepräsiden-
tinnen oder Vizepräsidenten werden vom 
Senat auf Vorschlag der designierten 
Präsidentin oder des designierten Präsi-
denten mit der Mehrheit der Stimmen 
des Gremiums aus dem Kreis der Mit-
glieder der Hochschule gewählt und von 
der Präsidentin oder vom Präsidenten 
bestellt.“ 
 
 
 
 
 
 

 § 17 
Die Wahl der Mitglieder des Präsidi-
ums 
 
(1) Die hauptberuflichen Mitglieder des 
Präsidiums werden vom Hochschulrat 
mit der Mehrheit der Stimmen des Gre-
miums gewählt. Sie müssen eine abge-
schlossene Hochschulausbildung und 
eine der Aufgabenstellung angemessene 
Leitungserfahrung besitzen. Die Wahl 
der hauptberuflichen Vizepräsidentinnen 
oder Vizepräsidenten erfolgt auf Vor-
schlag der designierten Präsidentin oder 
des designierten Präsidenten; dies gilt 
nicht für die Vizepräsidentin oder den 
Vizepräsidenten für den Bereich der 
Wirtschafts- und Personalverwaltung. 
 
 
 
(2) Die nichthauptberuflichen Vizepräsi-
dentinnen oder Vizepräsidenten werden 
vom Hochschulrat auf Vorschlag der de-
signierten Präsidentin oder des desig-
nierten Präsidenten mit der Mehrheit der 
Stimmen des Gremiums aus dem Kreis 
der Professorinnen und Professoren in-
nerhalb der Gruppe der Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer gewählt und 
von der Präsidentin oder vom Präsiden-
ten bestellt. Die Grundordnung kann be-
stimmen, dass eine Vizepräsidentin oder 
ein Vizepräsident aus dem Kreis der Ju-
niorprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren oder aus der Gruppe der akademi-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
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§ 17 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„Die Wahlen nach Absatz 1 und 2 wer-
den durch eine Findungskommission 
vorbereitet, in der jeweils 2 Personen aus 
den in § 11 Absatz 1 dieses Gesetzes 
genannten Gruppen vertreten sind. Das 
Nähere zu den Wahlen und zur Fin-
dungskommission regelt die Grundord-
nung.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 17 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
„Der Senat kann jedes Mitglied des Prä-
sidiums mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln seiner Stimmen abwählen; mit der 
Abwahl ist die Amtszeit des abgewählten 
Mitglieds des Präsidiums beendet. Die 
Wahl eines neuen Mitglieds nach den 
Absätzen 1 oder 2 soll unverzüglich unter 
Mitwirkung der Findungskommission 
erfolgen. Das Verfahren zur Wahl und 
zur Abwahl regelt die Grundordnung.“ 
 
 

gewählt werden kann. 
 
 
(3) Die Wahlen nach Absatz 1 und 2 
werden durch eine paritätisch von Mit-
gliedern des Hochschulrates und des 
Senats besetzte Findungskommission 
vorbereitet und bedürfen jeweils der Be-
stätigung durch den Senat mit der Mehr-
heit seiner Stimmen. Wird eine Wahl 
innerhalb einer von der Grundordnung 
bestimmten Frist vom Senat nicht bestä-
tigt, kann der Hochschulrat mit der Mehr-
heit von drei Vierteln seiner Stimmen die 
Bestätigung ersetzen; soweit Mitglieder 
der Hochschule Mitglieder des Hoch-
schulrates sind, reicht eine Mehrheit von 
zwei Dritteln seiner Stimmen hin. Das 
Nähere zu den Wahlen und zur Fin-
dungskommission bestimmt der Hoch-
schulrat im Benehmen mit dem Senat in 
seiner Geschäftsordnung. 
 
 
 
(4) Der Hochschulrat kann nach Anhö-
rung des Senats jedes Mitglied des Prä-
sidiums mit der Mehrheit von zwei Drit-
teln seiner Stimmen abwählen; mit der 
Abwahl ist die Amtszeit des abgewählten 
Mitglieds des Präsidiums beendet. Die 
Wahl eines neuen Mitglieds nach den 
Absätzen 1 oder 2 und seine Bestätigung 
nach Absatz 3 sollen unverzüglich unter 
Mitwirkung der Findungskommission 
erfolgen. Das Verfahren zur Wahl und 
zur Abwahl regelt der Hochschulrat in 
seiner Geschäftsordnung. 
 
(5) Soweit die Grundordnung keine län-
gere Amtszeiten vorsieht, betragen die 
erste Amtszeit der Mitglieder des Präsi-
diums mindestens sechs Jahre und wei-
tere Amtszeiten mindestens vier Jahre. 
Wiederwahl ist zulässig. Die Grundord-
nung kann vorsehen, dass die Amtszeit 
der nichthauptberuflichen Vizepräsiden-
tinnen oder Vizepräsidenten spätestens 
mit der Amtszeit der Präsidentin oder des 
Präsidenten endet. 
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§ 18 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 18 Absatz 3 werden die Worte „Der 
Hochschulrat“ durch die Worte „Das Mi-
nisterium“ ersetzt. 
 

 § 18 
Die Präsidentin oder der Präsident 
 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident 
vertritt die Hochschule nach außen. Sie 
oder er wird durch eine oder mehrere 
Vizepräsidentinnen oder einen oder meh-
rere Vizepräsidenten vertreten. In 
Rechts- und Verwaltungsangelegenhei-
ten wird sie oder er durch die Vizepräsi-
dentin oder den Vizepräsidenten für den 
Bereich der Wirtschafts- und Personal-
verwaltung vertreten. Die Präsidentin 
oder der Präsident übt das Hausrecht 
aus. Sie oder er kann die Ausübung die-
ser Befugnis nach Maßgabe der Grund-
ordnung anderen Mitgliedern oder Ange-
hörigen der Hochschule übertragen. 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident 
oder ein von ihr oder ihm beauftragtes 
sonstiges Mitglied des Präsidiums wirkt 
über die Dekanin oder den Dekan darauf 
hin, dass die zur Lehre verpflichteten 
Personen ihre Lehr- und Prüfungsver-
pflichtungen ordnungsgemäß Aufsichts- 
und Weisungsrecht zu. 
 
(3) Der Hochschulrat ernennt oder be-
stellt die Präsidentin oder den Präsiden-
ten. Sie oder er ernennt oder bestellt die 
sonstigen Mitglieder des Präsidiums. 
 
 

§ 19 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19  
Die Vizepräsidentin oder der Vizeprä-
sident für den Bereich der Wirt-
schafts- und Personalverwaltung 
 
(1) Die Bewirtschaftung der Haushalts-
mittel obliegt der Vizepräsidentin oder 
dem Vizepräsidenten für den Bereich der 
Wirtschafts- und Personalverwaltung; sie 
oder er kann die Bewirtschaftung auf die 
Fachbereiche, zentralen wissenschaftli-
chen Einrichtungen und zentralen Be-
triebseinheiten unbeschadet ihrer oder 
seiner Verantwortung nach den ein-
schlägigen landesrechtlichen Bestim-
mungen übertragen. 
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§ 19 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: „Kommt keine Einigung zustande, 
so berichtet das Präsidium dem Ministe-
rium, welches eine Entscheidung herbei-
führt.“ 
 
 

 
(2) Sie oder er kann hinsichtlich der Wirt-
schaftsführung Entscheidungen des Prä-
sidiums mit aufschiebender Wirkung wi-
dersprechen. Kommt keine Einigung zu-
stande, so berichtet das Präsidium dem 
Hochschulrat, welcher eine Entscheidung 
herbeiführt. 
 

§ 21 wird wie folgt gefasst: 
 
„§ 21 (weggefallen)“ 
 

 § 21 
Hochschulrat 
 
(1) Der Hochschulrat berät das Präsidi-
um und übt die Aufsicht über dessen 
Geschäftsführung aus. Zu seinen Aufga-
ben gehören insbesondere: 
 
1. die Wahl der Mitglieder des Präsidi-

ums nach § 17 Abs. 1 und 2 und ihre 
Abwahl nach § 17 Abs. 4; 

 
2. die Zustimmung zum Hochschulent-

wicklungsplan nach § 16 Abs. 1 Satz 
5 und zum Entwurf der Zielvereinba-
rung nach § 6 Abs. 2; 

 
3. die Zustimmung zum Wirtschaftsplan, 

zur unternehmerischen Hochschultä-
tigkeit nach § 5 Abs. 7, zur Gründung 
einer Stiftung nach § 2 Abs. 6 und zu 
einer Übernahme weiterer Aufgaben 
nach § 3 Abs. 6; 

 
4. die Stellungnahme zum Rechen-

schaftsbericht des Präsidiums nach § 
16 Abs. 3 und zu den Evaluationsbe-
richten nach § 7 Abs. 2 und 3; 

 
5. Stellungnahmen in Angelegenheiten 

der Forschung, Kunst, Lehre und des 
Studiums, die die gesamte Hochschu-
le oder zentrale Einrichtungen betref-
fen oder von grundsätzlicher Bedeu-
tung sind; 

 
6. die Entlastung des Präsidiums. 
 
(2) Der Hochschulrat kann alle Unterla-
gen der Hochschule einsehen und prü-
fen. Die Wahrnehmung dieser Befugnis 
kann der Hochschulrat einzelnen Hoch-
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schulratsmitgliedern oder sonstigen 
sachverständigen Personen übertragen. 
Das Präsidium hat dem Hochschulrat 
mindestens viermal im Jahr im Überblick 
über die Entwicklung der Haushalts- und 
Wirtschaftslage schriftlich zu berichten. 
Ergeben sich im Rahmen der Beaufsich-
tigung des Präsidiums Beanstandungen, 
wirkt der Hochschulrat auf eine hoch-
schulinterne Klärung hin. Bei schwerwie-
genden Beanstandungen unterrichtet er 
das Ministerium. 
 
(3) Der Hochschulrat besteht nach Maß-
gabe der Grundordnung aus sechs, acht 
oder zehn Mitgliedern, die in verantwor-
tungsvollen Positionen in der Gesell-
schaft, insbesondere der Wissenschaft, 
Kultur oder Wirtschaft tätig sind oder 
waren und auf Grund ihrer hervorragen-
den Kenntnisse und Erfahrungen einen 
Beitrag zur Erreichung der Ziele und 
Aufgaben der Hochschule leisten kön-
nen. Die Grundordnung regelt, dass ent-
weder 
 
1. sämtliche seiner Mitglieder Externe 

sind 
 
oder dass 
 
2. mindestens die Hälfte seiner Mitglie-

der Externe sind. 
 
Die Mitglieder des Hochschulrates wer-
den vom Ministerium für eine Amtszeit 
von fünf Jahren bestellt. 
 
(4) Zur Auswahl der Mitglieder des 
Hochschulrats wird ein Auswahlgremium 
gebildet, dem zwei Vertreterinnen oder 
Vertreter des Senats, die nicht dem Prä-
sidium angehören, zwei Vertreterinnen 
oder Vertreter des bisherigen Hochschul-
rats und eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter des Landes mit zwei Stimmen ange-
hören. Das Auswahlgremium erarbeitet 
einvernehmlich eine Liste. Lässt sich im 
Gremium kein Einvernehmen über eine 
Liste erzielen, unterbreiten die Vertrete-
rinnen oder Vertreter des Senats und die 
Vertreterin oder der Vertreter des Landes 
dem Gremium eigene Vorschläge für 
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jeweils die Hälfte der Mitglieder. Das 
Auswahlgremium beschließt sodann die 
Liste mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Stimmen. Die Liste insgesamt 
bedarf der Bestätigung durch den Senat 
mit Stimmenmehrheit sowie sodann der 
Zustimmung durch das Ministerium. Im 
Falle des Rücktritts oder der sonstigen 
Beendigung der Funktion eines Mitglieds 
des Hochschulrates gelten für die Aus-
wahl des ihm nachfolgenden Mitglieds 
die Sätze 1 bis 5 entsprechend. 
 
(5) Der Hochschulrat ist mindestens 
viermal im Jahr einzuberufen und immer 
dann, wenn mindestens die Hälfte seiner 
Mitglieder dies verlangt. Die Mitglieder 
des Präsidiums nehmen an den Sitzun-
gen des Hochschulrats beratend teil; sie 
unterliegen im Rahmen einer angemes-
senen Berichterstattung keiner Ver-
schwiegenheitspflicht. Verletzt ein Hoch-
schulratsmitglied seine Pflichten, findet § 
48 Beamtenstatusgesetz  und § 81 Lan-
desbeamtengesetz sinngemäß Anwen-
dung. 
 
(6) Der Hochschulrat wählt seine Vorsit-
zende oder seinen Vorsitzenden aus 
dem Personenkreis der Externen im Sin-
ne des Absatzes 3 sowie ihre oder seine 
Stellvertretung; das Nähere zur Wahl 
regelt die Grundordnung. Bei Abstim-
mungen gibt bei Stimmengleichheit die 
Stimme der oder des Vorsitzenden den 
Ausschlag. Der Hochschulrat gibt sich 
eine Geschäftsordnung. Die Tätigkeit als 
Mitglied des Hochschulrates ist ehren-
amtlich. Die Geschäftsordnung kann eine 
angemessene Aufwandsentschädigung 
der Mitglieder vorsehen. Die Gesamt-
summe der Aufwandsentschädigungen 
ist zu veröffentlichen. 
 
(7) Die Hochschulverwaltung unterstützt 
den Hochschulrat bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben. 
 
(8) Externe im Sinne des Absatzes 3 sind 
solche Personen, die weder Mitglieder 
noch Angehörige der Hochschule sind. 
Mitglieder des Hochschulrates, die im 
Zeitpunkt der Bestätigung nach Absatz 4 
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Satz 5 Externe waren, gelten für weitere 
Auswahlverfahren nach Absatz 4 als 
Externe, es sei denn, sie sind auch ab-
gesehen von ihrer Mitgliedschaft im 
Hochschulrat Mitglieder oder Angehörige 
der Hochschule. Ehrenbürgerinnen und 
Ehrenbürger sowie Ehrensenatorinnen 
und Ehrensenatoren und ehemalige Stu-
dierende, die die Hochschule nach § 9 
Abs. 4 Satz 3 zu ihren Angehörigen be-
stimmt hat, gelten als Externe. 
 

§ 22 wird wie folgt geändert: 
 
 

§ 22 Absatz 1 Nummer 1 und 2 werden 
wie folgt gefasst: 
 
1. Wahl der Mitglieder des Präsidiums 

und deren Abwahl nach § 17 Abs. 4; 
 
 
 
 
2. Stellungnahme zum jährlichen Bericht 

des Präsidiums und Entlastung des 
Präsidiums; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 22 
Senat 
 
(1) Der Senat ist für die nachfolgend auf-
geführten Angelegenheiten zuständig: 
 
1. Bestätigung der Wahl der Mitglieder 

des Präsidiums und mit einer Mehr-
heit von drei Vierteln der Stimmen 
Empfehlung ihrer Abwahl nach § 17 
Abs. 4 gegenüber dem Hochschulrat; 

 
2. Stellungnahme zum jährlichen Bericht 

des Präsidiums; 
 
3. Erlass und Änderung der Grundord-

nung, von Rahmenordnungen und 
Ordnungen der Hochschule, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt; 

 
4. Empfehlungen und Stellungnahmen 

zum Entwurf des Hochschulentwick-
lungsplans nach § 16 Abs. 1 Satz 5 
und der Zielvereinbarung nach § 6 
Abs. 2, zu den Evaluationsberichten 
nach § 7 Abs. 2 und 3, zum Wirt-
schaftsplan, zu den Grundsätzen der 
Verteilung der Stellen und Mittel auf 
die Fachbereiche, zentralen wissen-
schaftlichen Einrichtungen, zentralen 
Betriebseinheiten und der Medizini-
schen Einrichtungen. Die Grundord-
nung wird mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen beschlossen. 

 
(2) Das Nähere zur Zusammensetzung, 
zur Amtszeit und zum Vorsitz regelt die 
Grundordnung. Nichtstimmberechtigte 
Mitglieder des Senats sind die Präsiden-
tin oder der Präsident, die Vizepräsiden-
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§ 23 wird wie folgt geändert: 
 
 
§ 23 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„Die Grundordnung muss eine Fachbe-
reichskonferenz vorsehen.“ 
 
 
 
 
 
In § 23 Absatz 2 Satz 1 werden die Wor-
te „und den Hochschulrat“ gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 

tinnen oder Vizepräsidenten, die Deka-
ninnen oder Dekane, die Vertrauensper-
son der schwer behinderten Menschen, 
die oder der Vorsitzende des Personal-
rats und des Personalrats nach § 111 
Landespersonalvertretungsgesetz und 
die oder der Vorsitzende des Allgemei-
nen Studierendenausschusses sowie 
nach Maßgabe der Grundordnung weite-
re nichtstimmberechtigte Mitglieder, die 
zudem ein Stimmrecht der Dekaninnen 
und Dekane vorsehen kann. 
 
(3) Soweit der Senat nach diesem Ge-
setz an Entscheidungen des Präsidiums 
mitwirkt, können die dem Senat angehö-
renden Vertreterinnen oder Vertreter 
einer Gruppe gemäß § 11 Abs. 1 dem 
Präsidium ein vom Senatsbeschluss ab-
weichendes einstimmiges Votum vorle-
gen, über welches das Präsidium vor 
seiner Entscheidung zu beraten hat. Auf 
Verlangen ist das Votum gemeinsam 
mündlich zu erörtern. 
 
§ 23  
Fachbereichskonferenz 
 
 
 
 
(1) Die Grundordnung kann eine Fachbe-
reichskonferenz vorsehen. Sie muss eine 
solche Konferenz vorsehen, wenn sie 
zugleich nach § 21 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 
regelt, dass sämtliche Mitglieder des 
Hochschulrates Externe sind. 
 
(2) Die Fachbereichskonferenz berät das 
Präsidium und den Hochschulrat in An-
gelegenheiten der Forschung, Kunst, 
Lehre und des Studiums, die die gesam-
te Hochschule oder zentrale Einrichtun-
gen betreffen oder von grundsätzlicher 
Bedeutung sind. 
 
(3) Mitglieder der Fachbereichskonferenz 
sind die Dekaninnen und die Dekane der 
Fachbereiche. 
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§ 33 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 33 Absatz 2 Satz 3 werden die Wor-
te „der Hochschulrat“ durch die Worte 
„das Ministerium“ ersetzt. 
 
In § 33 Absatz 3 Satz 1 werden die Wor-
te „ist die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Hochschulrats“ durch die 
Worte „das Mi-nisterium“ ersetzt. 
 

 § 33  
Beamtinnen und Beamte der Hoch-
schule 
 
(1) Auf das beamtete Hochschulpersonal 
finden die Vorschriften des Landesbeam-
tengesetzes und dieses Gesetzes An-
wendung. 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident 
ernennt die Professorinnen und Profes-
soren, die Juniorprofessorinnen und Ju-
niorprofessoren, die wissenschaftlichen 
und künstlerischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an Universitäten und Fach-
hochschulen sowie die Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben. Die Vizepräsiden-
tin oder der Vizepräsident für den Be-
reich der Wirtschafts- und Personalver-
waltung ernennt andere als die in Satz 1 
genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Oberste Dienstbehörde im Sinne von 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Landesbeamten-
gesetz ist der Hochschulrat. 
 
(3) Dienstvorgesetzte oder Dienstvorge-
setzter der hauptberuflichen Präsidi-
umsmitglieder ist die Vorsitzende oder 
der Vorsitzende des Hochschulrats. 
Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetz-
ter der Professorinnen und Professoren, 
der Juniorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren, der Dekaninnen und der Deka-
ne, der wissenschaftlichen und künstleri-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
an Universitäten und Fachhochschulen, 
der Lehrkräfte für besondere Aufgaben, 
der wissenschaftlichen Hilfskräfte und 
der Beamtinnen und Beamten gemäß § 
78 Abs. 1 und 3 ist die Präsidentin oder 
der Präsident. Dienstvorgesetzte oder 
Dienstvorgesetzter anderer als der in 
Satz 1 genannten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ist die Vizepräsidentin oder 
der Vizepräsident für den Bereich der 
Wirtschafts- und Personalverwaltung. Für 
die Beamtinnen und Beamte der Hoch-
schulen trifft die Dienstvorgesetzte oder 
der Dienstvorgesetzte die beamtenrecht-
lichen Entscheidungen über die persönli-
chen Angelegenheiten der ihm nachge-
ordneten Beamtinnen und Beamten. Au-
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ßerdem stehen der Dienstvorgesetzten 
oder dem Dienstvorgesetzten die im 
Landesdisziplinargesetz bezeichneten 
Befugnisse der Dienstvorgesetzten Stelle 
zu. 
 
(4) Beamtinnen und Beamte der Hoch-
schulen dürfen Einrichtungen und Ange-
bote des Landes im gleichen Umfang 
und zu den gleichen Bedingungen in 
Anspruch nehmen wie Beamtinnen und 
Beamte des Landes. 
 
(5) Das Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu regeln, in 
welchem Umfang hauptberufliches Per-
sonal im Rahmen seiner Dienstaufgaben 
zur Lehrtätigkeit verpflichtet ist (individu-
elle Lehrverpflichtung). In der Rechtsver-
ordnung kann auch die Möglichkeit vor-
gesehen werden, die Regellehrverpflich-
tung einer Gruppe von Professorinnen 
und Professoren zusammenzufassen 
und nach Entscheidung der Dekanin  
oder des Dekans abweichend von der 
Regellehrverpflichtung des einzelnen zu 
verteilen (institutionelle Lehrverpflich-
tung). 
 

§ 38 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 38 
Berufungsverfahren 
 
(1) Die Stellen für Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer sind vom Präsidium 
auf Vorschlag des Fachbereichs öffent-
lich auszuschreiben. Die Ausschreibung 
muss Art und Umfang der zu erfüllenden 
Aufgaben angeben. Von der Ausschrei-
bung einer Professur kann abgesehen 
werden, wenn eine Professorin oder ein 
Professor in einem Beamtenverhältnis 
auf Zeit oder einem befristeten Beschäf-
tigungsverhältnis auf eine Professur in 
einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
oder einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll; von 
einer Ausschreibung kann in begründe-
ten Fällen auch dann abgesehen wer-
den, wenn eine Juniorprofessorin oder 
ein Juniorprofessor auf eine Professur in 
einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
oder einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll. 
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§ 38 Absatz 1 Satz 6 2.Halbsatz („im 
Falle des Satzes 6 bedarf die Entschei-
dung zusätzlich des Einvernehmens des 
Hochschulrats“) wird gestrichen. 
 

Darüber hinaus kann in Ausnahmefällen 
auf die Ausschreibung einer Professur 
verzichtet werden, wenn durch das An-
gebot dieser Stelle die Abwanderung 
einer Professorin oder eines Professors 
verhindert werden kann. Dies setzt vo-
raus, dass ein mindestens gleichwertiger 
Ruf einer anderen Hochschule vorliegt. 
Von einer Ausschreibung kann in Aus-
nahmefällen auch abgesehen werden, 
wenn für die Besetzung der Professur 
eine in besonderer Weise qualifizierte 
Persönlichkeit zur Verfügung steht, deren 
Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung 
der Qualität und Profilbildung im beson-
deren Interesse der Hochschule liegt. Die 
Entscheidung über den Verzicht auf die 
Ausschreibung nach Satz 3, 4 und 6 trifft 
das Präsidium auf Vorschlag des Fach-
bereichs und nach Anhörung der Gleich-
stellungsbeauftragten; im Falle des Sat-
zes 6 bedarf die Entscheidung zusätzlich 
des Einvernehmens des Hochschulrats. 
In den Fällen der Wiederbesetzung ent-
scheidet das Präsidium nach Anhörung 
der betroffenen Fachbereiche, ob die 
Aufgabenumschreibung der Stelle geän-
dert, die Stelle einem anderen Fachbe-
reich zugewiesen oder nicht wieder be-
setzt werden soll. 
 
(2) Der Fachbereich hat der Präsidentin 
oder dem Präsidenten seinen Beru-
fungsvorschlag zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt, spätestens innerhalb der in 
§ 37 Abs. 1 Satz 3 genannten Fristen, 
vorzulegen. Wird eine Stelle frei, weil die 
Inhaberin oder der Inhaber die Alters-
grenze erreicht, soll der Berufungsvor-
schlag spätestens sechs Monate vor 
diesem Zeitpunkt vorgelegt werden. 
 
(3) Der Berufungsvorschlag zur Beset-
zung einer Professur soll drei Einzelvor-
schläge in bestimmter Reihenfolge ent-
halten und muss diese insbesondere im 
Hinblick auf die von der Stelleninhaberin 
oder dem Stelleninhaber zu erfüllenden 
Lehr- und Forschungsaufgaben ausrei-
chend begründen. Dem Berufungsvor-
schlag sollen zwei vergleichende Gut-
achten auswärtiger Professorinnen oder 
Professoren beigefügt werden. 
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(4) Das Verfahren zur Vorbereitung der 
Berufungsvorschläge zur Besetzung ei-
ner Professur einschließlich der Hinzu-
ziehung auswärtiger Sachverständiger 
sowie das Verfahren zur Berufung der 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren regelt die vom Senat zu erlassen-
de Berufungsordnung; die Schwerbehin-
dertenvertretung ist zu beteiligen. Die 
Berufungsordnung soll hierbei zur Quali-
tätssicherung nach Satz 1 insbesondere 
Regelungen über Verfahrensfristen, über 
die Art und Weise der Ausschreibung, 
über die Funktion der oder des Beru-
fungsbeauftragten, über die Zusammen-
setzung der Berufungskommissionen 
einschließlich auswärtiger Gutachterin-
nen und Gutachter, über die Entschei-
dungskriterien einschließlich der Leis-
tungsbewertung in den Bereichen Lehre 
und Forschung sowie über den vertrauli-
chen Umgang mit Bewerbungsunterla-
gen treffen. Der Berufungskommission 
sollen möglichst auswärtige Mitglieder 
angehören. Die Präsidentin oder der 
Präsident kann der Berufungskommissi-
on Vorschläge unterbreiten. Die Beru-
fung von Nichtbewerberinnen und -
bewerbern ist zulässig. 
 
(5) Die Bewerberin oder der Bewerber 
hat kein Recht auf Einsicht in die Akten 
des Berufungsverfahrens, soweit sie 
Gutachten über die fachliche Eignung 
enthalten oder wiedergeben. 
 

§ 76 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 76  
Aufsicht 
 
(1) Die Hochschule nimmt ihre Aufgaben 
unter der Rechtsaufsicht des Ministeri-
ums wahr. Der Erlass, die Änderung oder 
die Aufhebung der Grundordnung ist 
dem Ministerium unverzüglich nach ih-
rem Erlass anzuzeigen. 
 
(2) Das Ministerium kann rechtswidrige 
Beschlüsse, Maßnahmen und Unterlas-
sungen der Gremien, Funktionsträgerin-
nen und Funktionsträger der Hochschule 
unbeschadet der Verantwortung des 
Präsidiums sowie der Dekanin oder des 
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In § 76 Absatz 4 werden die Worte „und 
an den Sitzungen des Hochschulrates 
teilnehmen“ gestrichen.  
 
 
§ 76 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
„Das Ministerium kann die Befugnisse 
nach den Absätzen 2 und 3 auf die Prä-
sidentin, den Präsidenten oder das Prä-
sidium jederzeit widerruflich übertragen.“ 
 

Dekans beanstanden und Abhilfe verlan-
gen. Die Beanstandung hat aufschie-
bende Wirkung. Kommt die Hochschule 
einer Aufsichtsmaßnahme nach Satz 1 
nicht nach, so kann das Ministerium die 
beanstandeten Beschlüsse oder Maß-
nahmen aufheben oder anstelle der 
Hochschule das Erforderliche veranlas-
sen. 
 
(3) Sind Gremien dauernd beschlussun-
fähig, so kann sie das Ministerium auflö-
sen und ihre unverzügliche Neuwahl an-
ordnen. Sofern und solange die Befug-
nisse nach Absatz 2 nicht ausreichen, 
kann das Ministerium nach Anhörung der 
Hochschule Beauftragte bestellen, die 
die Befugnisse der Gremien oder einzel-
ner Mitglieder von Gremien in dem erfor-
derlichen Umfang ausüben. Sätze 1 und 
2 gelten für Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger entsprechend. 
 
(4) Das Ministerium kann sich jederzeit, 
auch durch Beauftragte, über die Ange-
legenheiten der Hochschule informieren 
und an den Sitzungen des Hochschulra-
tes teilnehmen. 
 
 
(5) Das Ministerium kann die Befugnisse 
nach den Absätzen 2 und 3 auf die Prä-
sidentin, den Präsidenten, das Präsidium 
oder den Hochschulrat jederzeit widerruf-
lich übertragen. 
 
(6) Die Hochschule ist bei der Durchfüh-
rung von Bundesgesetzen, die das Land 
im Auftrag des Bundes ausführt, an die 
Weisungen des Fachministeriums ge-
bunden. § 13 Abs. 1 und 3 des Landes-
organisationsgesetzes und Absätze 1 bis 
4 gelten entsprechend. 
 

Artikel 2 
 
1. Die Hochschulräte sind zum 1. Januar 

2012 aufzulösen. 
 
2. Die Grundordnungen der Hochschu-

len sind unverzüglich den Bestim-
mungen des Hochschulgesetzes in 
der Fassung dieses Gesetzes anzu-
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passen. Regelungen in Grundordnun-
gen treten zum 1. Januar 2012 außer 
Kraft, soweit sie dem Hochschulge-
setz in der Fassung dieses Gesetzes 
widersprechen. Danach gelten die 
Vorschriften des Hochschulgesetzes 
in der Fassung dieses Gesetzes un-
mittelbar, solange die Hochschule 
keine Regelung nach Satz 1 getroffen 
hat. 

 
3. Die Neubildung der Gremien und die 

Neubestellung der Funktionsträgerin-
nen und Funktionsträger auf der 
Grundlage des Hochschulgesetzes in 
der Fassung dieses Gesetzes erfol-
gen unverzüglich. Bis dahin nehmen 
die entsprechenden bisherigen Gre-
mien, Funktionsträgerinnen und Funk-
tionsträger die im Hochschulgesetz in 
der Fassung dieses Gesetzes vorge-
sehenen Aufgaben und Befugnisse 
wahr. 

 
 
Artikel 3 
Das Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in 
Kraft. 
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Begründung 
 
Die vormalige schwarz-gelbe Landesregierung hat mit ihrem Grundsatz „Privat vor Staat“ 
auch in der Hochschullandschaft in NRW grundlegende Veränderungen betrieben und durch 
die Verabschiedung des „Hochschulfreiheitsgesetzes“ die Hochschule „entfesselt“. Dies pas-
sierte zum Nachteil demokratischer und bewährter akademischer Selbstverwaltungsprozes-
sen. Die Umstrukturierung der Hochschulen in Körperschaften öffentlichen Rechts und die 
Einführung der Hochschulräte quasi als Aufsichtsräte der Hochschulen war aus neoliberaler 
Sicht ein logischer Schritt, da durch sie der Einfluss von Einzelpersonen, Unternehmerinnen 
und Unternehmern sowie Interessensverbänden deutlich gestärkt wurde. Die Senate sind 
nach Aussage vieler Mitglieder nur noch „zahnlose Tiger“, die nur noch als Scheingremien 
unter dem Deckmantel der Beteiligung der Statusgruppen dienen.  
 
Die Mitglieder der Hochschule sind allerdings die wichtigsten Akteure  und wissen am bes-
ten, wie eine moderne Hochschule aufgestellt sein muss und wer deren Geschicke leiten 
soll. Besonders während des Einführungsprozesses des „Hochschulfreiheitsgesetzes“ kam 
es immer wieder zu Protesten unter den Studierenden, Interventionen von Personalräten und 
Gewerkschaften bzgl. der Besetzung der Hochschulräte. Auf dem Klageweg wurde in Müns-
ter sogar die intransparente Wahl des Gremiums angeprangert und die Wahl für nichtig er-
klärt. An der Universität Paderborn kam es ebenfalls zu Unregelmäßigkeiten.  
 
Die Konstruktion der Hochschulräte ist intransparent, undemokratisch und in seiner gesetzli-
chen Ausführung allein orientiert an einem imaginären Wettbewerb unter den Hochschulen. 
Hochschulen sind eben keine Unternehmen, sondern leben von der aktiven Gestaltung ihrer 
Mitglieder und deren Engagement. Hochschulräte sind wissenschaftsfeindlich und stellen 
einen erheblichen zusätzlichen bürokratischen Apparat dar, der gegen den vorgeblichen 
Grund ihrer Einführung und gesetzlichen Verankerung spricht. Dieser Gesetzesentwurf soll 
dieses undemokratische, wissenschaftsfeindliche und intransparente Gremium abschaffen 
und gleichzeitig die Aufgaben auf die tatsächlich betroffenen Mitglieder der Hochschule über-
tragen. Die Senate sind die richtigen Orte, um Präsidien zu wählen und/oder abzusetzen und 
auch die Leitlinien für Hochschulen festzusetzen.  
 
So hieß es in der Broschüre zu den Hochschulräten des damaligen Minister Pinkwart: 
Ein ausschließlich extern besetzter Hochschulrat wird sicherlich der Funktionalität dieses 
Gremiums eher gerecht als ein gemischt intern-extern besetzter Rat. Gleichwohl hat sich der 
Gesetzgeber dazu entschlossen, den Hochschulen die Wahl zwischen den beiden Modellen 
zu eröffnen. Dies entspricht dem Autonomiezuwachs, den die nordrhein-westfälischen Uni-
versitäten und Fachhochschulen mit dem Hochschulfreiheitsgesetz erfahren haben. 
 
Das genaue Gegenteil ist der Fall, Autonomie von Hochschulen sollte sich demokratisch, 
transparent und der Wissenschaft gegenüber verpflichtet definieren. Die hier neoliberale Au-
tonomie hat die Hochschulen unfreier gemacht. 
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Durch dieses Gesetz sollen die Aufgaben der Hochschulräte auf die Senate übertragen wer-
den, um die gesellschaftliche Verantwortung den Angehörigen der Hochschulen zurückzu-
geben und die akademische Selbstverwaltung wieder zu stärken. Die Übertragung der Wahl 
des Präsidiums an den Senat stellt die Mitbestimmung aller Statusgruppen wieder her und 
die Berichtspflicht der Hochschulleitung gegenüber dem Senat bindet selbige in die Geschi-
cke der Hochschulen ein.  
 
 
 
 
Bärbel Beuermann 
Wolfgang Zimmermann 
Özlem Alev Demirel 
Gunhild Böth 
 
und Fraktion 


